
Umstrittenes Gebäude in Halle
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R e p u b l i k a n e r

Brauner Narrensaum
Der bayerische Landesvorsitzende d
Republikaner (Rep), Alexander Hau
mann, ist vonallen Parteiämtern zu
rückgetreten. Erwirft dem Vorsitzen-
Hausmann
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den Rolf Schlierer in
einem Schreibenvor,
die Republikaner be
fänden sich unter des-
sen Führung auf einem
„Weg, der in den Ex-
tremismus und Antise
mitismus mit allen Fol-
gen führt“. Die Reps
so Hausmann, würde
damit „Teil des brau-
nen ,Narrensaums‘ un
somit auf Dauer be-
deutungslos“. Der Par
teispitze um Schliere
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attestiert der Bayer, siedistanziere
sich nicht hinreichend von rechtsa
ßen. So hatte derRep-Bundesvor
stand Ende Oktober eine Initiative
Hausmanns auf Sanktionen geg
den früherenParteichef Franz Schön
huber wegen der Zusammenarbei
mit Rechtsextremisten abgelehnt. D
Republikaner zählenbundesweit nu
noch 16 000 Mitglieder (1993: rund
20 000), davon4500 inBayern.
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Einsatz in Verbrecher-Autos
Schleswig-Holsteins Polizeimacht mit Gangsterautos Jagd aufGanoven.Seit
SommerdiesesJahres benutzen Beamte derSondereinsatzkommandos inKiel
und Eutin nebenihren Dienstwagen auchzwei Fahrzeuge – einesdavon ein Mer-
cedes derS-Klasse –, mitdeneneinstVerbrecher versuchten, ihreVerfolger ab-
zuschütteln. Die Autos „derschnelleren Sorte“, so das Kieler Innenministeriu
wurden von derJustiz eingezogen und zurVerwendung imPolizeidienst freigege
ben. Um dieHaushaltskasse der Fahnder-Fuhrparks zu schonen,sollen weitere
Gebrauchtwagen aus Verbrecherhand in Dienstgestelltwerden. DiePolizeige-
werkschaftwill den behördlichen Beutezug sogar auf eingezogene Mobiltelef
und Faxgeräte ausweiten. Das Kieler Ministerium lehnt das jedoch ab: Die G
schaften derGangsterseien mit den üblichenDienstgeräten „meist nichtkompa-
tibel“.
E i g e n t u m

Kampf ums Kaufhaus
Die NürnbergerVersicherung (Wer
bespruch:„Schutz und Sicherheit im
Zeichen der Burg“) blockiert die
Rückgabe eines traditionsreich
Kaufhauses im Stadtzentrum von H
le an die Erben derehemaligen Ei
gentümer. Das Gebäude im Art-de´co-
Stil war Anfang der dreißigerJahre
von einer jüdischen Handelsfirma e
richtet worden. Schon achtWochen
nach der nationalsozialistische
Machtübernahme riefen SA-Kom-
mandos vor dem Kaufhaus zumanti-
jüdischen Boykott auf, das Geschä
kam so weit zumErliegen, daß die
Eigentümer 1934/35 das Kaufhaus
versteigernmußten.
Das Grund- und Betriebsvermöge
der einstigenHandelsfirma im Wert
von mehrerenMillionen Mark ist nun
vom Landesamt zur Regelung offen
Vermögensfragen denNachfahren de
früheren Eigentümer zugesproche
worden. Die Rückübertragungstockt
allerdings,weil die NürnbergerVersi-
cherung, deren eigener Restitutions
anspruch bereits vom Landesamt a
gelehnt wordenist, Klageerhob.
Die Versicherung macht Pfandrech
ansprüche geltend,weil sie bei der
Errichtung des Kaufhauses mit ein
Sicherungshypothek beteiligt gewes
war; diese Hypothek wurde jedoch
bereits imZuge derZwangsversteige
rung vor 60 Jahren abgelöst. Das
Nürnberger Unternehmen zielt nun
offenbar auf einenDeal mit den Er-
ben und ihren Geschäftspartnern,
fern man sich, so ein Schreiben de
Versicherung, „auf einewirtschaftlich
tragbare Lösung mit uns“ einigen
könne.
D a t e n s c h u t z

Hoheitlicher Akt
Der Datenschutzbeauftragte vonSach-
sen-Anhalt, Klaus-Rainer Kalk, hä
den Umgang des MagdeburgerSozial-
ministeriums mit sensiblenDaten der
Bürger für „schlichtweg rechtswidrig“
Kalk kritisiert, daß Anträge auf
Kriegsopferversorgung nicht allein vo
den zuständigenBeamten, sondern
auch von Privatleuten bearbeitetwer-
den. So würdenwegen Überlastun
der BeamtenAnträge an dieVersor-
gungsämter an eine Privatfirma im
westfälischen Soest weitergereich
Die Firmasoll unter anderem dieVer-
mögensverhältnisse der Antragsteller
ermitteln. Die Entscheidung über Ve
sorgungsanträge, soKalk, sei eindeu-
tig ein „hoheitlicher Akt“, den nur
Staatsdienerausführen dürften. Das
Ministerium in Magdeburg glaubthin-
gegen, auf hoheitlichesHandelnnicht
verzichtet zuhaben: Dieprivat vorge-
fertigten Bescheide würden schließlich
von echten Beamtenunterschrieben
laut Anweisungallerdingsohneweite-
re Prüfung.


